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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Mit seinem Postulat wollte Peter Hegglin (cvp, ZG) den Bundesrat zur Erstellung eines
Berichts über das Ruhegehalt für Magistratspersonen bewegen. Konkret ging es dem
Zuger Kantonsvertreter darum, die aktuellen Ruhestandsregelungen dem System der
beruflichen Vorsorge (BVG) anzupassen. Das heutige Ruhegehalt, das bis ans
Lebensende ausbezahlt werde, sei nicht mehr zeitgemäss, weil es auf der Idee beruhe,
dass gewählte Personen nach ihrem Rücktritt oder nach einer Abwahl keine Vorsorge
hätten. Dies sei aber heute nicht mehr der Fall, da gewählte Magistratspersonen vor
ihrer Wahl obligatorisch eine berufliche Vorsorge angelegt hätten, die dann noch
zusätzlich zum Ruhegehalt bezogen werden könne. 
Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Ablehnung, da es das heutige System erlaube,
frei von Interessenverbindungen zu agieren, was wesentlich zur Unabhängigkeit von
Bundesrätinnen und Bundesräten sowie Richterinnen und Richtern beitrage. In der
Ratsdebatte verwies Bundeskanzler Walter Thurnherr zudem auf die Einfachheit des
aktuellen Systems. Das Ruhegehalt entspreche jeweils der Hälfte des Salärs und
reduziere sich, wenn mit Zusatzverdiensten das ganze Salär erreicht werde. Das sei
nicht nur einfach durchzusetzen, sondern auch klar und transparent. Hegglin hingegen
setzte die bestehende Regelung «Abgangsentschädigungen und goldenen
Fallschirmen» gleich. Er scheiterte mit seiner Idee letztlich knapp: Mit 18 zu 22 Stimmen
(2 Enthaltungen) wurde das Postulat abgelehnt. 1

POSTULAT
DATUM: 06.06.2019
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im März 2019 forderte Peter Hegglin (cvp, ZG) in einem Postulat vom Bundesrat einen
Bericht über Lösungsvarianten zu AHV, Pensionskassen und Steuern, mit denen die
Erwerbstätigkeit nach Erreichen des Regelrentenalters gefördert werden kann. Wegen
der steuerlichen Progression sei ein Rentenaufschub heute nur für die AHV, nicht aber
für die AHV-Beziehenden attraktiv, rechnete er vor. Massnahmen wie die Erhöhung des
Freibetrags und der damit einhergehenden Entlastung der Erwerbseinkommen von den
AHV-Beiträgen würden Personen im Regelrentenalter auch für die Arbeitgebenden und
den Schweizer Arbeitsmarkt interessant machen, erklärte Hegglin. Dadurch könnte die
in Kürze entstehende Beschäftigungslücke bekämpft werden. 
Auch der Bundesrat erklärte entsprechende Anreize für wichtig, betonte jedoch, dass
er diese bereits in der Vorlage zur AHV 21 vorgesehen habe und es daher keiner
weiteren Analyse bedürfe. 
In der Parlamentsdebatte zum Postulat in der Sommersession 2019 erwiderte Hegglin,
dass der Bundesrat diesen Aspekt zwar bezüglich der AHV, nicht aber bezüglich der
Pensionskassen und der Steuern behandle – Letzteres wolle er noch nicht einmal
prüfen. Um solche Gedanken anstellen zu können, solle das Postulat angenommen
werden, argumentierte er. Mit 26 zu 7 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgte der Ständerat
diesem Aufruf und nahm das Postulat an. 2

POSTULAT
DATUM: 20.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2019, S. 323 f.; NZZ, TA, 7.6.19
2) AB SR, 2019, S. 578 ff.
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